
ZBR Heft 10/2018 325Lorse: Der Beamtenstreik ist abgesagt

Der Beamtenstreik ist abgesagt – Das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts vom 12. Juni 2018 stärkt das deut-
sche Berufsbeamtentum

Jürgen Lorse*

Das Bundesverfassungsgericht hat mit seiner Entscheidung 
vom 12.  Juni 2018, das Streikverbot für Beamte für verfas-
sungsgemäß und mit der EMRK für konform zu erklären, ein 
verfassungsrechtliches Ausrufezeichen gesetzt. Zugleich ist es 
Aufweichungstendenzen durch die (höchst)verwaltungsgericht-
liche Rechtsprechung entgegengetreten, an deren Ende die 
Auflösung des Berufsbeamtentums in seiner bisherigen Form 
gestanden hätte. Der Beitrag analysiert in methodischer und 
materieller Sicht diese Entscheidung und ordnet sie in den 
verfassungs- und völkerrechtlichen Rahmen ein. Abschließend 
werden die aus der Entscheidung ableitbaren Folgen für das 
deutsche Berufsbeamtentum sowie den zukünftigen Dialog zwi-
schen EGMR und Bundesverfassungsgericht skizziert.

I. Ausgangslage des verfassungsrechtlichen 
Konflikts

Die Entscheidung des BVerfG * ist der (vorläufige) rechtliche 
Kulminationspunkt einer verfassungs- und dienstrechtlich ge-
führten Diskussion, der gesellschaftliche und rechtliche Verän-
derungsprozesse in der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben 
und dem individuellen wie kollektiven Rollenverständnis ihrer 
Amtsträger vorausgegangen sind. In zeitlicher Parallelität hier-
zu lässt sich ein dynamischer Emanzipationsprozess der Recht-
sprechung des EGMR beobachten, der den europäischen Eini-
gungs- und Verflechtungsprozess auch in rechtlicher Hinsicht 
dokumentiert. Dies gilt in Sonderheit für die Interpretation, die 
der EGMR hinsichtlich Inhalt und Reichweite der in Art.  11 
EMRK verankerten Koalitionsfreiheit vorgenommen hat. Des-
halb wird das rahmensetzende Umfeld der Entscheidung des 
BVerfG zum besseren Verständnis kurz skizziert.

1. Die rechtliche und gesellschaftliche Verankerung 
des deutschen Berufsbeamtentums

a) Rechtliche Ausgangslage

Grundlagen der verfassungsrechtlichen Absicherung des deut-
schen Berufsbeamtentums sind Art.  33 Abs.  4 und Abs.  5 
GG. Art 33 Abs. 4 GG räumt den Beamten einen Funktions-
vorbehalt, nicht jedoch eine Funktionssperre hinsichtlich der 
Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse ein: Diese sind als 
ständige Aufgabe in der Regel Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes vorbehalten, die in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienst- und Treueverhältnis stehen 1. Zum genetischen Code 
dieser verfassungsrechtlichen Regelung gehört freilich von An-
fang seine wechselseitige Durchdringbarkeit: Sowohl Tarifbe-
schäftigten ist eine Tätigkeit in Funktionsbereichen des Art. 33 
Abs. 4 GG möglich als auch Beamten eine Verwendungsmög-
lichkeit in Bereichen ohne durchgängige Ausübung hoheits-
rechtlicher Befugnisse. Es scheint dies ein gesamteuropäisches 

Phänomen zu sein, stellt der EGMR 2 doch fest, „dass Beamte 
und Angestellte in der jetzigen Praxis der Konventionsstaaten 
häufig gleichwertige oder ähnliche Tätigkeiten ausüben“. Die-
se häufig personalwirtschaftlichem Kalkül folgenden und von 
der Rechtsprechung 3 weitestgehend tolerierten Überlegungen 
haben – zusätzlich zum Einsatz von Beamten in privatisierten 
Bereichen – zu einer rechtlichen Unschärfe bei der Begrün-
dung und inneren Rechtfertigung eines Beamtenverhältnisses 
beigetragen.

Einen Stabilitätsanker des deutschen Berufsbeamtentums stellt 
die Regelung des Art 33 Abs. 5 GG dar, der dem dienstrecht-
lichen Gesetzgeber den Auftrag erteilt, das Recht des öffent-
lichen Dienstes „unter Berücksichtigung der hergebrachten 
Grundsätze des Berufsbeamtentums“ zu regeln und fortzu-
entwickeln. Auch insoweit lässt sich eine doppelte Unschärfe 
konstatieren: Zum einen wird der Begriff „hergebracht“ mit 
„überkommen“ und dieser Begriff wiederum mit „aus einer 
früheren Epoche stammend“ assoziiert, zum anderen bedürfen 
die „Grundsätze des Berufsbeamtentums“ vor einem operati-
onellen Gebrauch zunächst einer inhaltlichen Befüllung, aber 
auch einer Legitimation. Letztere Aufgabe hat das BVerfG – 
zum Teil in konfliktreicher Auseinandersetzung mit dem Bun-
des- bzw. Landesgesetzgeber 4 – unternommen. Auch wenn 
die Begründung des BeamtStG 5 hervorhebt, durch Artikel 33 
Abs.  5 GG werde „die im Bundesstaat notwendige Einheit-
lichkeit des öffentlichen Dienstrechts gewährleistet“, hat die 
föderale Dienstrechtsreform aus dem Jahr 2006 aufgrund ihrer 
zentrifugalen Wirkung diese verfassungsrechtlich determinier-
te Einheitlichkeit – nicht zuletzt auch mit Blick auf die unter-
schiedliche Verbeamtungspraxis im schulischen Bereich – auf 
eine harte Bewährungsprobe gestellt.
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